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scheinlichsten Entwicklung. Über ein Jahrhundert hinweg 
lässt sich sicherlich nicht von Stabilität aller Verhaltensweisen 
ausgehen, und auch die Wanderungen sind über einen solch 
langen Zeitraum nicht vorhersehbar. Vielmehr geht es allein 
darum, die langfristigen Auswirkungen der in der Vergangen-
heit bereits angelegten Entwicklungsmuster aufzuzeigen. 
Gleichzeitig wird anhand einer solchen Darstellung deutlich, 
dass viele der Maßnahmen, die derzeit zur Lösung demo
graphischer Probleme diskutiert werden, auf absehbare Zeit 
überhaupt keinen positiven Effekt haben werden. Handlungs-
bedarf besteht deswegen auf mittlere Sicht vor allem bei der 
Anpassung an den demographischen Wandel – nicht aber 
darin, ihn noch zu vermeiden.

DAS MODELL

Die vorgestellte Modellrechnung beruht auf den Verhältnissen 
des Jahres 2015 – dem aktuellsten Jahr, für das detaillierte 
Ergebnisse aus der Bevölkerungsstatistik vorliegen. Im Basis-
szenario ohne Wanderungen wird angenommen, dass die 
Determinanten der natürlichen Bevölkerungsentwicklung – 
altersspezifische Geburtenraten, Geschlechterzusammenset-
zung der Kohorten im gebärfähigen Alter, altersspezifische 
Sterbewahrscheinlichkeiten – auch zukünftig gelten. Tatsäch-
lich ist dies eine rein technische Annahme, über einen Zeit-
raum von 100 Jahren lassen sich natürlich keine begründeten 
Aussagen über die Veränderung der einzelnen Größen treffen. 
Man wird aber davon ausgehen können, dass substanzielle 
Änderungen nicht kurzfristig eintreten, sodass die Berech-
nungen zumindest eine gewisse Plausibilität aufweisen.

Demographische Trends ändern sich gemeinhin nur langsam. 
Dies liegt zum einen daran, dass Veränderungen in den Strom-
größen (also Geburten, Sterbefälle oder Wanderungssalden) 
die Entwicklung der Bevölkerung insgesamt als Bestands-
größe nur in geringem Umfang beeinflussen. Zum anderen 
sind aber auch die grundlegenden Bestimmungsgrößen der 
demographischen Entwicklung (wie Geburtenrate oder Sterb-
lichkeit) im Regelfall über längere Zeiträume stabil. Sieht man 
von der zeitlichen Volatilität der Wanderungsströme ab, lässt 
sich die künftige Entwicklung der Bevölkerung also vergleichs-
weise gut prognostizieren: Die aktuelle Zahl an Kindern deter-
miniert nicht nur die Zahl der im Jahr 2027 benötigten Plätze 
in Schulen und die Zahl der im Jahr 2037 erforderlichen 
Studienplätze, sondern auch die Zahl der dann vorhandenen 
Erwerbsfähigen und die Zahl der ab 2080 in das Rentensystem 
eintretenden Menschen. Insoweit lassen sich beispielsweise 
auch die für die Tragfähigkeit der Sozialversicherungssysteme 
bedeutsamen Relationen von erwerbfähigen zu rentenbe-
rechtigten Personen bereits heute halbwegs genau 
abschätzen. Und da die heutigen Kinder die Eltern von morgen 
sind, lässt sich auch die Kinderzahl in dreißig bis vierzig 
Jahren verhältnismäßig genau vorhersagen. Insoweit sind 
auch längerfristige Vorausberechnungen durchaus präzise.

Umso erstaunlicher ist es, dass Politik und Öffentlichkeit 
die an und für sich offensichtlichen demographischen Ent-
wicklungstendenzen der nächsten Jahre und Jahrzehnte oft-
mals nicht wahrnehmen (oder nicht wahrnehmen wollen) und 
sich nur zu gerne an die vage Hoffnung klammern, die unbe-
quemen Auswirkungen des demographischen Wandels könn-
ten in irgendeiner Weise noch vermieden werden. Leider ist 
das wohl nicht so – und die Perspektiven sind keineswegs 
günstig. Um dies zu zeigen, stellen wir im Folgenden eine ver-
einfachte Bevölkerungsvorausberechnung1 für die kommen-
den 100 Jahre vor. Ziel ist dabei nicht eine Prognose der wahr-
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50 Jahren unter dem Bestandserhaltungsniveau (2,1 Kinder je 
Frau) liegenden Geburtenraten zum Tragen kommt: Schon 
seit Beginn der 1970er Jahre nämlich ist jede Kindergenera-
tion deutlich kleiner als die Kohorte ihrer Eltern. Beim gegen-
wärtigen Niveau der Geburtenrate von rund 1,5 Kindern je 
Frau bringen 100 Personen im gebärfähigen Alter lediglich 
75 Kinder zur Welt, die dann 20 bis 30 Jahre später wiederum 
nur noch 56 Kinder gebären. Es ist offenkundig, dass unter 
diesen Bedingungen eine langanhaltende Bevölkerungs-
schrumpfung unausweichlich ist. In den kommenden 100 Jah-
ren, also bis zum Jahr 2115, würde sich die Bevölkerung in 
Deutschland ohne Zuwanderung auf nur noch rund 40 % des 
Niveaus von 2015 verringern. Dies zeigt, welch dramatische 
langfristige Folgen selbst demographische Veränderungen in 
weit zurückliegender Vergangenheit noch haben können. 

Kurz- und mittelfristig kommt es überdies zu erheblichen 
Veränderungen in der Altersstruktur, da die geburtenstarken 
Jahrgänge der 1950er und 1960er Jahre sukzessive aus dem 
Erwerbsleben ausscheiden und in die Rente gehen. Unter den 
Annahmen des Basisszenarios erhöht sich der Anteil der Be-
völkerung im Rentenalter (älter als 65 Jahre) von derzeit 21 % 
auf knapp 40 % im Jahr 2050; die Zahl der Rentner steigt ins-
gesamt um rund 60 %. Spiegelbildlich dazu reduziert sich der 
Anteil der Erwerbsfähigen (15–65 Jahre), der derzeit bei rund 
60 % der Gesamtbevölkerung liegt, auf nur noch 47 %. Das 
Durchschnittsalter steigt von aktuell 44 Jahren auf rund 53 
Jahre – ein Wert, der dann auch dauerhaft nicht mehr 
unterschritten wird. Die Annahme einer konstanten Gebur-
tenrate und eines Wanderungssaldos von Null führt allerdings 
dazu, dass die Bevölkerungsstruktur mittelfristig wieder 
einen Gleichgewichtszustand erreicht. Ab etwa dem Jahr 
2070 werden konstant rund 14 % der Bevölkerung jünger als 
20 Jahre sein, rund 39 % hingegen älter als 65. Dementspre-
chend reduziert sich auch die absolute Zahl der Personen im 
Rentenalter und wird zum Ende des Betrachtungszeitraums 
nur noch rund 75 % des heutigen Niveaus betragen.

Ein konstanter Anteil erwerbsfähiger Bevölkerung bei 
insgesamt schrumpfender Einwohnerzahl bedeutet aber 
auch, dass die Zahl potenzieller Arbeitskräfte immer weiter 
zurückgeht – auf nur noch rund 33 % des gegenwärtigen Wer-
tes im Jahr 2115. Arbeits- und Fachkräftemangel wird daher 
auch dauerhaft ein Thema bleiben und nicht etwa nur für die 
kommenden Jahre, wie man angesichts manch einer öffentli-
chen Debatte vielleicht glauben könnte. Es bräuchte schon 
erhebliche Produktivitätssteigerungen, also arbeitssparen-
den technischen Fortschritt, um den negativen Effekt der ver-
ringerten Anzahl verfügbarer Arbeitskräfte auf das Bruttoin-
landsprodukt ausgleichen zu können. Die derzeit häufig mit 
Argwohn betrachtete Digitalisierung verliert insoweit viel von 
ihrem Schrecken. Immerhin: Die für sich genommen negati-
ven Auswirkungen eines Rückgangs der erwerbsfähigen Be-
völkerung auf das Pro-Kopf-Einkommen und damit das Wohl-
standsniveau sind nur innerhalb der nächsten 20 Jahre 
wirksam. Danach schrumpfen Gesamtbevölkerungszahl und 
Erwerbsbevölkerung in ungefähr gleichem Ausmaß, sodass 
Produktivitätsfortschritte ungeschmälert auch zu einer Stei-
gerung des Wohlstandsniveaus führen können.

Geradezu dramatisch sind hingegen die Folgen der de-
mographischen Entwicklung auf die Finanzierbarkeit der auf 

Ausgehend von den im Jahr 2015 in Deutschland lebenden 
Einwohnern lässt sich ermitteln, wie sich die Größe und die 
strukturelle Zusammensetzung der Bevölkerung aufgrund 
der natürlichen Bevölkerungsentwicklung im Verlauf der 
nächsten 100 Jahre verändern wird. Erst im zweiten Schritt 
(„Zuwanderungsszenario“) werden auch die Wanderungen 
einbezogen. Diese werden – analog zur Vorgehensweise des 
Statistischen Bundesamtes bei Erstellung seiner Koordinier-
ten Bevölkerungsvorausberechnungen – durch Szenarien ab-
gebildet. Vereinfachend wird unterstellt, dass es in jedem 
Jahr zu einer Nettozuwanderung von 100 000 bzw. 200 000 
Personen kommt, und dass diese genau die gleiche Alters- 
und Geschlechtsstruktur wie die Zuwanderung im Jahr 2015 
aufweisen. Diese Annahme ist bedeutsam, weil die struktu-
relle Zusammensetzung der zuwandernden Bevölkerung letz-
ten Endes auch Einfluss auf die künftige Anzahl der Geburten 
(sowie – längerfristig – auf die künftige Zahl der Sterbefälle) 
hat.

Allerdings ist die Bezugnahme auf das Basisjahr 2015 mit 
Blick auf die Wanderungen nicht unkritisch zu sehen, war die-
ses Jahr doch stark durch die Flüchtlingsmigration insbeson-
dere aus dem Nahen und Mittleren Osten geprägt.2 Es ist nicht 
gesichert, dass alle diese Menschen tatsächlich in Deutsch-
land bleiben werden (wie es hier unterstellt wird). Zudem war 
auch die Struktur der Zuwanderung im Jahr 2015 keineswegs 
typisch – dabei handelte es sich in hohem Maße um junge 
Männer, während Frauen eher unterrepräsentiert waren. So-
fern in den kommenden Jahren eine „Normalisierung“ der 
Geschlechterstruktur der Zuwanderenden eintritt, ergibt sich 
durch Fortschreibung der strukturellen Charakteristika des 
Jahres 2015 wohl eine Unterschätzung der auf die Zuwan-
dernden entfallenden Geburtenzahlen.

Schließlich wird in einem dritten Szenario („Fertilitäts
szenario“) eine kurzfristige Anhebung der Geburtenraten auf 
das Bestandserhaltungsniveau angenommen. Dies dient 
dazu, familienpolitische Bemühungen zur besseren Verein-
barkeit von Beruf und Familie abzubilden. Auch dies ist eine 
rein technische Annahme, die lediglich zur Veranschaulichung 
der Auswirkungen einer solch drastischen (und in wenigen 
Jahren wohl kaum zu erreichenden) Erhöhung der Fertilität 
dienen soll.

ERGEBNISSE

a) Basisszenario

Unter der Annahme, dass die Verhältnisse des Jahres 2015 
(altersspezifische Geburtenraten, altersspezifische Sterbe-
wahrscheinlichkeiten) auch für die Zukunft gelten und keine 
Zuwanderung stattfindet, wird die Bevölkerung in Deutsch-
land noch bis zum Jahr 2030 in etwa konstant bleiben, danach 
aber rapide schrumpfen (vgl. Abb. 1). Zwar werden, gemessen 
am Bestandserhaltungsniveau, weiterhin zu wenige Kinder 
geboren, ausschlaggebend für die Bevölkerungsdynamik ist 
aber das nur allmähliche Ausscheiden der geburtenstarken 
Jahrgänge der 1950er und 1960er Jahre aus der Gesamtbevöl-
kerung. Dieser Effekt wird bis zur Mitte des Jahrhunderts ab-
geschlossen sein. Der Bevölkerungsrückgang geht aber auch 
danach weiter, weil jetzt der Effekt der nunmehr seit rund 



30 ifo Dresden berichtet  4/2018

IM BLICKPUNKT

b) Zuwanderungsszenario 

Das Basisszenario basierte auf der unrealistischen Annahme 
eines Zuwanderungssaldos von Null. Tatsächlich belief sich der 
Zuwanderungssaldo im Zeitraum von 2004 bis 2014 – also un-
ter Ausklammerung der Flüchtlingsmigration des Jahres 2015 
– auf durchschnittlich 174 000 Personen. Da Wanderungen ei-
ner erheblichen Fluktuation unterliegen – diese spiegeln nicht 
allein die Attraktivität des Zuzugslandes wider, sondern auch 
die Verhältnisse in den verschiedenen Herkunftsländern –  las-
sen sich lediglich Annahmen über die künftigen Wanderungs-
ströme von und nach Deutschland treffen. Das Statistische 
Bundesamt unterstellt daher bei seinen Bevölkerungsvoraus-
berechnungen einen Wanderungssaldo von 100 000 bzw. 200 
000 Personen, wobei die höhere Zahl allerdings erst mittel-
fristig erreicht wird.

Zuwanderungen können dem durch die natürliche Bevöl-
kerungsentwicklung angelegten Rückgang der Bevölkerung 
in Deutschland entgegenwirken – zum einen über den direk-
ten Effekt auf die Bevölkerungszahl, zum anderen aber auch 
über den damit einhergehenden positiven Einfluss auf die 
Zahl der Geburten. Dabei wirkt sich zusätzlich begünstigend 
aus, dass Zuwanderer typischerweise jünger sind als die 
Bevölkerung im Zielland. Das Durchschnittsalter der Zuwan-
derer lag im Jahr 2015 bei nur 24,8 Jahren und damit nur halb 
so hoch wie in der Gesamtbevölkerung. Langfristig altern 
allerdings auch die Zuwanderer, sodass von dieser Seite her 
die temporär positiven Auswirkungen auf den Altenquotienten 
zumindest teilweise kompensiert werden.

Es zeigt sich, dass eine moderate Zuwanderung von 
100 000 Personen pro Jahr den Bevölkerungsrückgang in 
Deutschland zwar abschwächt, die grundsätzlichen Ergeb-
nisse des Basisszenarios bleiben jedoch erhalten (vgl. Abb. 2). 
Dies gilt insbesondere für die mittlere Frist. Bis etwa 2035 un-
terscheiden sich die Ergebnisse kaum von der Entwicklung 
ohne Zuwanderung, und erst Anfang des nächsten Jahrhun-
derts käme es tatsächlich zu einer Stabilisierung der Bevölke-
rungszahl bei einem Wert von rund 57 Mill. Personen, also 
rund 30 % weniger als derzeit. Ähnliches gilt für die Zahl der 
Erwerbsfähigen, die wegen des Renteneintritts der gebur-
tenstarken Jahrgänge der 1950er und 1960er Jahre in den 
kommenden 20 Jahren um rund ein Fünftel zurückgeht. Erst 
danach ist eine deutlich günstigere Entwicklung als im Basis-
szenario zu erwarten. Auch die Alterung ließe sich bei einer 
Zuwanderung in dieser Größenordnung nicht vermeiden: Die 
Gesamtzahl der Rentner würde bis zum Jahr 2050 genauso 
hoch sein wie im Basisszenario (da annahmegemäß kaum 
Personen über 50 Jahren zuwandern) und danach wegen der 
Alterung der Zuwandernden auch nur verhältnismäßig wenig 
zurückgehen. Im Jahr 2115 gäbe es in etwa genauso viele Per-
sonen über 65 Jahren wie heute. Der Anteil der Personen über 
65 Jahre würde bis 2050 auf dann 36 % der Gesamtbevölke-
rung steigen und erst in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts 
allmählich wieder sinken. Die Probleme der umlagefinanzier-
ten Sozialversicherungssysteme würden insoweit nur abge-
mildert, jedoch nicht gelöst. Der Altenquotient würde sich 
vom gegenwärtigen Niveau aus auf etwa 75 % im Jahr 2060 
mehr als verdoppeln und erst danach wieder etwas zurückge-
hen. Er bliebe gleichwohl dauerhaft höher als derzeit.

einem ausgewogenen Verhältnis von Beitragszahlern und Leis-
tungsempfängern beruhenden umlagefinanzierten Sozial
versicherungssysteme, insbesondere also der Rentenversiche-
rung, der Krankenversicherung und der Pflegeversicherung: 
Der Altenquotient, also die Relation von Personen im Rentenal-
ter (65 Jahre und mehr) zu Erwerbsfähigen wird sich unter den 
Annahmen des Basisszenarios von derzeit 35 % (zehn Erwerbs-
fähige finanzieren drei Rentner) auf mehr als 70 % (zehn Er-
werbsfähige finanzieren sieben Rentner) Mitte der 2030er Jahre 
verdoppeln (vgl. Abb. 1). Auch danach geht der Altenquotient 
jedoch nicht etwa zurück, sondern steigt wegen der unzurei-
chenden Zahl der Geburten nochmals an und stabilisiert sich 
langfristig bei etwa 82 % (zehn Erwerbsfähige finanzieren acht 
Rentner). Die zu erwartenden Probleme in der umlagefinan-
zierten Rentenversicherung (die derzeit nur bis zum Jahr 2030 
gelöst sind) würden sich also künftig nicht etwa entspannen, 
sondern sogar langfristig noch zuspitzen.

Abb. 1: 
Demographische Entwicklung bei konstanten altersspezifischen 
Geburtenraten und ausgeglichenem Wanderungssaldo  
(Basisszenario) 
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ten: Erst nach 2035 würde sich dieser auf einem Niveau von 
rund 70 Rentnern je 100 Erwerbsfähige stabilisieren, und ein 
Rückgang ist erst in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts zu 
erwarten. Die Nachhaltigkeitsprobleme der umlagefinanzier-
ten Sozialversicherungssysteme bleiben also auch in diesem 
Szenario bestehen, auch wenn sie langfristig weniger stark 
ausfallen als im Basisszenario. Allerdings nimmt aufgrund der 
steigenden Zahl der Geburten auch die Zahl der von der 
erwerbsfähigen Generation zu alimentierenden Kinder und 
Jugendlichen stark zu. Insoweit kommt es auch langfristig 
kaum zu einer Entlastung der erwerbsfähigen Bevölkerung.

Abb. 3 
Demographische Entwicklung bei konstanten altersspezifischen 
Geburtenraten und einer Zuwanderung von 200 000 Personen pro 
Jahr 
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Um die negativen Auswirkungen des demographischen 
Wandels auf die wirtschaftliche Entwicklung und die umlage-

Abb. 2 
Demographische Entwicklung bei konstanten altersspezifischen 
Geburtenraten und einer Zuwanderung von 100 000 Personen pro 
Jahr 
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Das wahrscheinlich realistischste Szenario ist, dass es auch 
zukünftig zu einer kontinuierlichen Zuwanderung von 200 000 
Personen pro Jahr kommt. Die Schrumpfung der Bevölkerung 
in Deutschland könnte auf diese Weise vermieden werden, es 
würde auch langfristig zu einer Stabilisierung der Bevölke-
rungszahl auf dem heutigen Niveau kommen (vgl. Abb. 3). 
Auch in diesem Fall würde aber die Zahl der Erwerbsfähigen 
bis etwa 2050 weiter zurückgehen und danach auf einem 
Niveau von 80 % des gegenwärtigen Wertes verharren. Die 
Gesamtzahl der Rentner würde sich bis 2050 in gleicher Weise 
entwickeln wie im Basisszenario und danach – wegen der 
Alterung der Zuwanderer – auch nur verhältnismäßig wenig 
reduzieren. Dementsprechend ergibt sich zumindest für die 
nächsten 20 Jahre auch keine Entlastung beim Altersquotien-
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Abb. 4
Demographische Entwicklung bei Anhebung der Geburtenraten auf 
Bestandserhaltungsniveau ab 2020; keine Zuwanderung 
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FAZIT

Die voranstehenden Berechnungen zeigen deutlich, dass zu-
mindest auf kurze und mittlere Sicht weder durch familien
politische Maßnahmen noch durch verstärkte Zuwanderung 
die negativen Auswirkungen des demographischen Wandels 
auf die strukturelle Zusammensetzung der Bevölkerung in 
Deutschland vermieden werden können. Bei einer Lebenser-
wartung von rund 80 Jahren ist die künftige Bevölkerungsent-
wicklung eben in hohem Maße durch die Geburtenzahlen der 
Vergangenheit geprägt. Insoweit wirken sowohl die gebur-
tenstarken Jahrgänge der 1950er und 1960er Jahre als auch 

finanzierten Sozialversicherungssysteme zu vermeiden, wäre 
hingegen eine deutlich höhere Zuwanderung nötig: Zur Stabi-
lisierung der Zahl der Erwerbsfähigen und damit zur Vermei-
dung von Arbeitskräftemangel wäre bis zum Jahr 2030 eine 
Zuwanderung von insgesamt 7 Mill. Personen im erwerbsfähi-
gen Alter (knapp 500 000 Personen pro Jahr) erforderlich. Da 
die meisten anderen europäischen Länder vor ähnlichen de-
mographischen Problemen stehen wie Deutschland, wären 
diese also aus Ländern außerhalb des europäischen Kultur-
kreises zu attrahieren, was vermutlich zu erheblichen Integra-
tionsproblemen führen würde. Geradezu lächerlich ist es, die 
Finanzierungsprobleme der Rentenversicherung durch Zu-
wanderung lösen zu wollen. Um den Altersquotienten auf 
dem gegenwärtigen Niveau zu halten, wäre bis zum Jahr 2030 
rechnerisch eine Zuwanderung von 34 Mill. Erwerbsfähigen 
notwendig. Es ist offenkundig, dass dies ganz und gar unrea-
listisch ist.

c) Fertilitätsszenario

Alternativ wird häufig angenommen, dass die negativen Im-
plikationen des demographischen Wandels durch eine Steige-
rung der Geburtenraten noch vermieden werden könnten. Für 
unsere Berechnungen wird deshalb eine dauerhafte Steige-
rung der Geburtenraten auf das Bestandserhaltungsniveau 
(2,064 Kinder je Frau) ab dem Jahr 2020 unterstellt.4 Unabhän-
gig davon, dass dies wohl kaum realistisch ist und auch poli-
tisch als eher problematisch anzusehen ist (weil die Familien-
politik bestenfalls die Erfüllung von Kinderwünschen 
ermöglichen kann, sich aber nicht in die Geburtenplanung 
von Familien einmischen sollte), würde dies kurz- und mittel-
fristig kaum zu spürbaren Veränderungen der Bevölkerungs-
entwicklung führen. Zwar würde in diesem Fall jede künftige 
Elternkohorte zahlenmäßig genau ersetzt; die Kohorten, die 
in der Vergangenheit „zu wenige“ Kinder geboren haben, ver-
bleiben aber noch für geraume Zeit in der Gesamtbevölkerung 
und scheiden erst allmählich aus, sodass die höhere Gebur-
tenzahl dies nicht vollständig kompensieren kann. Der stabi-
lisierende Effekt bestandssichernder Geburtenraten käme 
deswegen erst ab dem Jahr 2090 vollständig zum Tragen, 
wenn alle bislang „zu kleinen“ Kohorten aus der Bevölkerung 
ausgeschieden sind. Bis dahin wäre ein weiterer Bevölke-
rungsrückgang zu verzeichnen, wenngleich natürlich weniger 
stark als im Basisszenario. Die Bevölkerung in Deutschland 
wäre dann um rund ein Sechstel niedriger als im Jahr 2015.

Auch die Entwicklung der Zahl der Erwerbsfähigen (und 
damit die Entwicklung des Altenquotienten) würde hierdurch 
erst dann positiv beeinflusst, wenn die zusätzlich geborenen 
Kinder selber in das erwerbsfähige Alter kommen – also frü-
hestens ab dem Jahr 2035. Langfristig würde sich die Relation 
von Rentnern zu Erwerbsfähigen auf einen Wert von 1 zu 2 
einpegeln – was jedoch immer noch deutlich höher wäre als 
heute. Zudem wären auch in diesem Fall von den Erwerbsfä-
higen dauerhaft mehr Kinder und Jugendliche zu versorgen, 
sodass sich der Abhängigkeitsquotient insgesamt von derzeit 
65 % auf dann rund 100 % erhöhen würde.
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das Geburtendefizit ab 1970 bis weit in die Zukunft nach. Le-
diglich eine Stabilisierung der Gesamtbevölkerungszahl ist 
denkbar, sofern es zu einer dauerhaften Zuwanderung von 
200 000 Personen pro Jahr kommt. Die massive Schrumpfung 
des Erwerbspersonenpotenzials hingegen ist zumindest für 
die kommenden 20 bis 30 Jahre nicht zu vermeiden. Gleiches 
gilt für die zu erwartenden Finanzierungsprobleme in den So-
zialversicherungssystemen (Renten-, Pflege- und Kranken-
versicherung). Es kann nur noch um die Anpassung an den 
demographischen Wandel gehen – alle Versuche ihn zu ver-
meiden (oder auch, die negativen Folgen schönzureden), sind 
zum Scheitern verurteilt und verstellen im Zweifel den Blick 
auf die wirklich notwendigen Maßnahmen:
■ � Die Folgen des zu erwartenden Arbeitskräftemangels las-

sen sich nur durch einen verstärkten Produktivitätsfort-
schritt vermeiden. Anderenfalls drohen kurz- bis mittelfris-
tig nicht nur Einbußen beim Wirtschaftswachstum, 
sondern auch beim Wohlstandsniveau pro Kopf, da die 
Zahl der Erwerbsfähigen stärker sinkt als die Zahl der Ein-
wohner insgesamt. Dies erfordert also insbesondere die 
Entwicklung und den Einsatz arbeitssparender Technolo-
gien. Ängste um den Verlust von Arbeitsplätzen zum Bei-
spiel durch die Digitalisierung sind insoweit völlig unbe-
gründet. Es muss aber darum gehen, die Menschen durch 
Bildung und Ausbildung zu befähigen, mit diesen neuen 
Technologien auch umgehen zu können.

■ � Mit Blick auf die Rentenversicherung geht es darum, die 
zunehmenden Kosten der Alterung in einer gesellschaftlich 
akzeptablen Weise auf die erwerbsfähige Generation (die 
unabhängig von einer Steuer- oder Beitragsfinanzierung 
für die Kosten aufkommen muss) und die rentenberech-
tigte Generation zu verteilen. Gerechtigkeits-5 wie Anreiz
überlegungen sprechen dafür, die künftigen Rentner 
stärker zu belasten, sei es durch Verringerung des Renten-
niveaus oder durch Verlängerung der Lebensarbeitszeiten.6

■ � Zur Vermeidung der langfristigen Auswirkungen der demo-
graphischen Entwicklung wird es schließlich zu verstärkter 
Zuwanderung und/oder einer erhöhten Geburtenzahl 
kommen müssen, auch wenn dies an den für die kommen-
den 20 Jahre zu erwartenden Problemen nichts mehr än-
dern wird. Auch hier bedarf es gesellschaftlicher Änderun-
gen – mit Blick auf die Zuwanderung eine verbesserte 
Integrationsstrategie insbesondere für Menschen aus 

anderen Kulturkreisen, mit Blick auf die Erhöhung der 
Geburtenrate auf eine noch bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf.

Letzten Endes sind dies alles keine neuen Ergebnisse – jeder, 
der sich ernsthaft und unvoreingenommen mit der Bevölke-
rungsentwicklung beschäftigt, weiß um die langfristigen Aus-
wirkungen demographischer Trends der Vergangenheit. An 
Ideen und Vorschlägen zum Umgang mit den Herausforderun-
gen schrumpfender und alternder Bevölkerung mangelt es 
deswegen auch nicht. Es gibt insoweit kein Erkenntnis-, son-
dern lediglich ein Umsetzungsproblem – Folge von kurzfristi-
gem Denken und Orientierung der Politik an Wählerstimmen-
mehrheiten (die inzwischen nur noch bei Personen in einem 
Alter jenseits der 50 gefunden werden können). Es besteht 
also die große Gefahr, dass die Lösung der skizzierten Prob-
leme auch in der jetzigen Legislaturperiode nicht gelingt, ob-
wohl man es hätte besser wissen können.

1 � Vereinfacht deshalb, weil die Gesamtbevölkerung in Gruppen von jeweils 
fünf Altersjahrgängen zusammengefasst wurde. 

2 � Von dem Gesamtzuwanderungssaldo in Höhe von 1,1 Mill. Personen im 
Jahr 2015 entfielen allein 474 000 Personen auf die drei Länder Afghanistan, 
Syrien und Irak. Gleichzeitig sind aber auch mehr als 330 000 Personen aus 
Ländern der Europäischen Union zugewandert, vor allem aus Rumänien 
Polen und Bulgarien. 

3 � Noch stärker ist die Bevölkerungsschrumpfung in Ostdeutschland, wo die 
zusammengefasste Geburtenziffer in den frühen 1990er Jahren auf nur 
noch rund 0,7 Kinder je Frau sank. Aufgrund des demographischen Echos 
wird dies auch in den 2020er Jahren (sowie dann wieder in den 2050er 
Jahren) zu geringen Geburtenzahlen führen. 

4 � Technisch wird dies so umgesetzt, dass alle altersspezifischen Geburten
raten um einen konstanten Faktor (der dem Anstieg der Geburtenrate auf 
das Bestandshaltungsniveau entspricht) erhöht werden. Damit erhöht 
sich zwar die zusammengefasste Geburtenziffer auf den entsprechenden 
Zielwert; die kohortenspezifische Geburtenziffer steigt jedoch erst lang
fristig auf das Bestandserhaltungsniveau an. Es wird also kein „Nachholen“ 
ausgefallener Geburten bei älteren Frauen unterstellt. 

5 � Da letzten Endes die geburtenstarken Jahrgänge der 1950er und 1960er 
Jahre zu wenige Kinder bekommen haben, also in ihrer Erwerbsphase nur 
geringe Belastungen für die Erziehung von Kindern und für Rentenzah-
lungen an ihre Eltern bzw. Großeltern hinzunehmen hatten, erscheint aus 
einer Lebenszyklusperspektive eine stärkere Beteiligung an den Kosten der 
Alterung nur „fair“. 

6 � Selbst eine Verlängerung der Lebensarbeitszeiten („Rente mit 70“) würde 
den Anstieg des Altenquotienten zwar dämpfen, jedoch nicht verhindern 
können. Langfristig würde sich auch in diesem Fall die Relation von Rent-
nern zu Erwerbsfähigen auf ca. 0,6 zu 1 einpendeln.
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